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Überblick

Genossenschaftliche Unternehmen sind bei der Gründung und / oder
einer deutlichen Expansion auf Fremdkapital angewiesen. Hierfür
stehen u.a. zur Verfügung:

a) Einwerbung zusätzlich „nicht nutzender Mitglieder“ als investierende
Mitglieder mit Pflicht- und zusätzlichen Anteilen (schwierige Änderung
des GenG 2006)

b) Aufnahme von Mitgliederdarlehen (außerhalb der Spar- und
Baugenossenschaften) – aktuell in Frage gestellt

c) Sammlung von Kapital über Genossenschaftsanteile (ggf. mit
Förderung) als Finanzierungsfonds für Investitionen – neuer Vorschlag



2002: Neue Genossenschaftsförderung im EigZulG

Nutzung der damaligen steuerlichen Förderung von Genossenschaftsanteilen für
Wohnungsgenossenschaften (aus der „Privatisierungsstrategie“ der damaligen
Bundesregierung) nicht nur für ‚direkte‘ Beteiligung an Wohnungsgenossenschaften (als
Träger von Privatisierung) sondern auch für einen „genossenschaftlichen
Investitionsfonds“:
• Stellt EK-ersetzende Mittel befristet zur Verfügung für gemeinschaftlichen Erwerb

verkaufsbedrohter größerer Wohnungsbestände (den Bewohnergenossenschaften fehlt
als Neugründung EK und Bonität)

• Art der Mittelbereitstellung zu prüfen (ggf. Änderung KWG): von Übernahme größerer
Zahl von Genossenschaftsanteilen durch Fonds bei Neugründungen und späterem
Austausch mit Anteilen neu beitretender Mitglieder (Problem der Mitgliederwerbung
beim Ankauf von Sozialwohnungsanlagen) über Darlehen (Genussscheine?) bis
Vermittlung von Bürgschaften

• Beispiel Schweiz mit Solidarfonds, Bürgschaftsgenossenschaft und revolvierendem Fonds
als „Vorbild“ für einen neuen wohnungsgenossenschaftlichen Finanzverbund

(Heute: neue Diskussion über gemeinwohlorientierte Wohnungsunternehmen mit
Steuerbefreiung, angelehnt an das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 1918 bis 1989)



Vermö Modell zur Förderung von
Wohnungsgenossenschaften
Expertenkommission Wohnungs-
genossenschaften der
Bundesregierung (Bericht 2004, S.
669):

Der „Förder- und Investitionsfonds sammelt
die geförderten Anteile und leitet sie als stille
Beteiligung an Wohnungsgenossenschaften
weiter. Das gesammelte Kapital dient aus-
schließlich der Finanzierung von Investi-
tionen in den Erwerb, die Modernisierung
oder den Neubau von Wohnungen durch
Wohnungsgenossenschaften."
• Im Rahmen des damaligen

Eigenheimzulagengesetzes
• Stille Beteiligung als Aufbauhilfe (zeitlich

begrenzt)
• Modellentwicklung: Frank Karthaus / Jan

Kuhnert



Hamburger „Genossenschaftlicher Entwicklungsfonds“

Aktuelle Diskussion in der Szene der Hamburger Wohnungsgenossenschaften
(in freihaus Nr. aus 2012):

Öffentliche-private Partnerschaft zur Förderung von genossenschaftlichen
Wohnungsneubau oder Bestandserwerb

• Staatliche Mittel (Grundausstattung)

• Einlagen von (Alt-)Genossenschaften als freiwilliges Solidarkapital

• Einlagen von Hamburger BürgerInnen als ethische Geldanlage und als „Beitrag zur
sozialen Entwicklung von Hamburg“

Attraktivität durch Sicherheit (staatliche Beteiligung und Kontrolle, ggf. auch
Bürgschaften für einzelne Bauinvestitionen) und Grundverzinsung (ggü.
Minimalzinsen auf Sparbuch)

Ziel: mindestens 100 Millionen Euro (für ca. 400 – 500 Mio. € Bauinvestition)



Enquetekommission: Finanzinvestoren in NRW 2012

Gesellschaft (Eigenkapitalinvestor) Anzahl Wohnungen in NRW

Deutsche Annigton (DAIG) 100.000

LEG NRW (Whitehall) 90.000

Immeo (FDL) 42.000

GAGFAH (Fortress) 20.000

Spymill (Cerberus) 8.150

BGP (Bare Trust) 3.250

Tower Group 4.580

WVB Centuria 2.000



Aufbau regionaler Zweckverbände
(Vorschlag Kuhnert 2013 für NRW)

Der Zweckverband / die
öffentliche Körperschaft ist
Vermögensträger

• mit Ausgleich zwischen ‚guten‘
und ‚schlechten‘ Lagen
solidarischer Finanzverbund

• Gliederung der Bestände in
örtliche Objektgesell-schaften
mit Mietermit-bestimmung
(!!!)

• Anschließend Bildung von
darunter liegenden kleine-ren
Verwaltungsgenossen-schaften

• Also: keine Zerschlagung des
Bestandes des vernachläs-
sigten Bestands von
Finanzinvestoren, sondern
Dezentralisierung und
Demokratisierung der
Verwaltung



Aufbau des GenoImmoInvest (am Beispiel von NRW)
Genossenschaftlicher Immobilien-Investitionsfonds

Genossenschaftlicher

Immobilien-

Investitionsfond

Beteiligung an kommunalen
Zweckverbänden

Stille Beteiligung für
Bewohnergenossenschaften

Gründung und Beteiligung
an Dachgenossenschaften

Angebunden an
WGZ Bank (Zentrale der

Volks- und Raiffeisenbanken
in Düsseldorf)

Prüfung durch:

- BVR Bankenverband

- Objektgesellschaften -> VdW
- Landesrechnungshof  Staat

Sowohl genossen-
schaftliche Banken
als auch aus dem
Bereich öffentlicher
Banken sind als Träger
geeignet!



Peter Conradi: „Neue Bauherrn braucht die Stadt“
Stuttgarter Zeitung vom 13. August 2014

Conradi (ehem MdB der SPD und 1999 - 2004 Präsident der Bundesarchitektenkammer)
fordert einen „gemeinnützigen Immobilienfonds für Bauten“ in Stuttgart.

Dieser Fonds verkauft seine Anteile nur an Stuttgarter Sparer, weil sie das Interesse haben,
„die Stadt nicht (zu) verschandeln“; also ein „Stuttgart-Fonds“, der Gutes für die Stadt tun
will und an deren Spitze „nicht anonyme Investmentmanager stehen, sondern sachkundige
Stuttgarter“.

Wer soll ihn verwalten?

• „mit Sicherheit nicht die Stadtverwaltung“

• Eine „gemeinnützige Baugenossenschaft“ oder eine

• „genossenschaftliche Bank, die einen Fonds dieser Art gründet und als selbständige
Tochter unter ihre Obhut nimmt“

 Ziel ist Unterstützung bei anspruchsvollen Bauvorhaben (z.B. von Baugemeinschaften)
und Stadtentwicklungsprojekten auch für viele kleinteilige Projekte (Boden-Zwischenerwerb)



Diskussion in Berlin 2014: ReKommunalisierung
• Es fehlen heute schon über 100.000 preiswerte Wohnungen in Berlin

(gemessen am Bedarf der Bezieher von Zahlungen für „Kosten der
Unterkunft“ lt. HU-Soziologe Andrej Holm)

• Die GSW Immobilien AG mit derzeit 60.000 Wohnungen wurde 2004 vom
Berliner Senat zur Haushaltskonsolidierung für 405 Mio. € Verkaufserlös (+ 1,7
Mrd. € Schulden) verkauft = 6.230 € netto je Wohnung (brutto 32.300 e mit
Schulden)

• Die GSW zurückkaufen? Integration in die DW Deutsche Wohnen AG

• Die ca. 100.000 derzeit noch gebundenen Sozialwohnungen in Berlin (bei
privaten Eigentümern) ankaufen zu 50.000 € / WE = 5 Mrd. € und Bindungen
dauerhaft ohne Nachfinanzierung sichern (derzeit nur 15 Jahre Bindung)

 Also immenser Kapitalbedarf für sozial gesichertes Infrastrukturgut
Wohnen in Berlin: nicht allein vom Land Berlin zu stemmen!



Das „Dreieck“ der Interessen mobilisiert privates Kapital

„Nachhaltigkeit“
Private Anleger +

institutionelle
Investoren

Dauerhaftes
Investment

Vermögensträger
fachl. Prüfungen

Soziale Zwecksetzung

Staatliche Kontrolle
Mietermitbestimmung

Kauf von
Wohn-

anlagen



„Ethisches Kapital“ sucht Anlage!

108 Milliarden Euro von 2005 – 2012 in D
Quelle: „Aufstieg der Biobanker“.
In: Der Spiegel,
22/2013 S. 69 vom 27.05.13



Studie
„Marktrealität von
Bürgerenergie“
2014, S. 8

Allein über 600
Energiegenos-
senschaften mit
ca. 80.000
Bürgern und
über 800 Mio. €
Investition
(vc-Magazin,
22.05.13)

5,1 Mrd. Euro in
Bürgerenergie



Stiftungen suchen solide aber verzinsliche Anlagen!

Dazu kommen noch die Versicherungen und Pensionsfonds als interessierte Anleger
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